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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Sachverständigenrat: Zahlenmagier am Budget
ThlesThormählen, Hans-Bodo Leibinger, Bonn

Seit IVIitte der 60er Jahre zieht der Sachverständigenrat (SVR) das nachfrageorientierte Konzept des kon- 
junl<turneutraien Haushaits zur Beurteilung des i<onjunktur- und wachstumspoiitischen Verhaltens der öf­
fentlichen Hand heran’. In seinem jüngsten Jahresgutachten hat er wichtige methodische Änderungen an 
seinem Budgetkonzept vorgenommen^ Wie sind diese Änderungen zu beurteilen?

Mit dem Konzept des konjunl<turneutralen Haus­
halts sollen die konjunkturellen Impulse der 

Staatstätigkeit gemessen werden (Maßstabskonzept). 
Ermittelt werden die Impulse durch einen Vergleich des 
tatsächlichen mit dem als „konjunkturneutral“ definier­
ten Haushaltsvolumen oder, die Medaille von der ande­
ren Seite betrachtet, des tatsächlichen mit dem konjunk­
turneutralen Finanzierungssaldo. Der (fiktive) konjunk­
turneutrale Haushalt, als Vergleichshaushalt, gibt also 
an, welchen Umfang der Staatshaushalt eines bestimm­
ten Jahres annehmen darf, damit von ihm weder expan­
sive noch kontraktive Wirkungen ausgehen (konjunktu­
relle „Nullinie“ oder „Neutralitätskriterium“).

Ein wichtiges Konstruktionselement des Konzepts ist 
die Festlegung der konjunkturneutralen Bezugsbasis 
bzw. der Referenzperiode. Bis zu seinem Jahresgutach­
ten 1978/79 hatte der SVR als Basis das Jahr 1966 ge­
wählt (im folgenden Konzept I). In seinem Jahresgut­
achten 1979/80 hat er dann die konjunkturneutrale Ba­
sis erstmals geändert®. Das Basisjahr 1966 wurde durch 
einen zunächst gleitenden, dann festen Basiszeitraum 
(1966 bis 1977, ohne 1975) ersetzt (im folgenden Kon­
zept II). In seinem jüngsten Gutachten ist der SVR wie­
der zu einem festen Basisjahr, diesmal dem Jahr 1985, 
zurückgekehrt (im folgenden Konzept III).

Die in diesen Referenzperioden (durchschnittlich) 
realisierten Strukturquoten, wie die Ausgaben-, Steuer- 
und Kreditfinanzierungsquote, werden vom SVR als 
konjunkturneutral angesehen. Mit der Aktualisierung

Dr. ThiesThormählen, 42, und Dr Hans-Bodo Lei­
binger, 33, sind als Referenten in der Abteilung für 
Grundsatzfragen der Finanzpolitik des Bundesmi­
nisteriums der Finanzen tätig. In diesem Artikel 
geben die Verfasser ihre persönliche Meinung 
wieder.

der Basis soll berücksichtigt werden, daß sich bei mittel­
fristig anhaltender Veränderung der Strukturquoten die 
Wirtschaft auch an veränderte Daten gewöhnt, daß 
diese also im Zeitablauf „normal“ und möglicherweise 
mit Vollbeschäftigung vereinbar werden“.

Mit der Basisorientierung ist der konjunkturneutrale 
Haushalt gleichzeitig allokations- bzw. wachstumspoli­
tisch ausgerichtet und gibt eine Leitlinie Vür die mittelfri­
stige Gestaltung der Finanzpolitik vor. Am deutlichsten 
wird dies bei dem an die Impulsberechnung bislang an­
gehängten Ausweis der strukturellen Defizite, die es mit­
telfristig zu konsolidieren gelte.

Ein weiteres Konstruktionselement des Konzepts ist 
die Fortschreibung des Basishaushalts im Zeitablauf, 
um für jedes Jahresbudget einen fiktiven konjunkturneu­
tralen Vergleichshaushalt zu ermitteln. Wird dem Grund­
gedanken des SVR gefolgt, wonach ein Budget dann 
konjunkturneutral sei, wenn es -  ausgehend von einer 
konjunkturneutralen Basis -  für sich genommen die

' Im Jahresgutachten (JG) des Sachverständigenrates zur Begutach­
tung der gesamtwiirtschattlichen Entwicklung (erschienen als Bundes­
tags- und -ratsdrucksachen sowie im Kohlhammer-Verlag, Stuttgart- 
Mainz) 1966/67 (Tz. 251) wurde das Budgetkonzept angekündigt; im JG 
1967/68 (Tz. 157 ff., 171 ff.) wurde es erstmalig berechnet und dann in 
den JG 1969/70 (Tz. 112 ff.) sowie 1970/71 (Tz. 91 ff., 322 ff.) in konzep­
tionell geschlossener Form vorgelegt. Das Konzept ist nachfrageorien­
tiert angelegt und kann daherangebotspolitische Maßnahmen des Staa­
tes und ihre Auswirkungen nicht oder nur unvollkommen abbilden. Vgl. 
dazu auch JG 1982/83, Tz. 181.

^ Mit der Neufassung der Steuerregel im JG 1974/75 (Tz. 212 ff., Tab. 19 
sowie Anhang V) wurde das Konzept des konjunkturneutralen Haus­
halts erstmalig, mit der Einführung eines Basiszeitraumes im JG 1979/ 
80 (Tz. 106 ff., 230 ff., Anhänge VA , V D) zum zweiten Mal und mit dem 
JG 1986/87 (Tz. 78 ff., 139 ff., Anhänge IV A , IV 0 ) zum dritten Mal ein­
schneidend geändert.

^ Vgl. dazu Th. T h o r m ä h l e n ,  G. S t a h l :  Das „neue" Budget­
konzept des SVR, in: W IRTSCHAFTSDIENST 60. Jg. (1980), H. 2 , S. 
103 ff.;E . M. L i p p ,  A. S i e d e n b e r g :  Budgetkonzepte in der Kri­
tik, in: ebenda, H. 4, S. 201 ff.; und A. B o s s : Zur Kritik am Budgetkon­
zept des Sachverständigenrates, in: ebenda, H. 8 , S. 405 f.

" V g l.dazuz. B .JG  1969/70, Tz. 113, JG 1970/71, Tz. 325 und JG 1979/ ' 
80 Tz. 229 f.
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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Auslastung des gesamtwirtschaftlichen Produktionspo­
tentials nicht verändere, dann müssen grundsätzlich 
alle konjunkturneutralen Größen des Basishaushalts 
(Ausgaben, Steuereinnahmen, sonstige Einnahmen, Fi­
nanzierungssaldo) entsprechend der Zuwachsrate des 
Produktionspotentials steigen. Das Konzept orientiert 
sich also stets an einem fiktiven Sozialprodukt bei Voll­
auslastung (Potentialorientierung).

Wird als Berechnungsmethode des konjunkturellen 
Impulses der Finanzierungssaldo gewählt, so muß die 
von der Referenzperiode aus fortgeschriebene poten­
tialorientierte Verschuldung (Normalverschuldung) ei­
nes Jahres in aller Regel noch um bestimmte Posten be­
reinigt werden, um zum konjunkturneutralen Finanzie­
rungssaldo zu gelangen (Konjunkturbereinigung).

Die vom SVR in seinem jüngsten Gutachten vorge­
nommenen Änderungen betreffen nicht die Grundstruk­
tur des Konzepts. Sie beziehen sich auf folgende Ele­
mente:

□  Neuberechnung des Produktionspotentials,

□  Neufestlegung des normalen Auslastungsgrades,

□  Wahl eines neuen Basisjahres,

□  Erhöhung der Normalverschuldung und

□  Änderung in der Berechnung der sonstigen Einnah­
men.

Diese Änderungen stehen im Vordergrund der folgen­
den Analyse. Dabei werden allgemeine methodische 
und theoretische Überlegungen zu Budgetkonzepten 
nicht angestellt®.

Neuberechnung des Produktionspotentials

Der SVR verwendet nach wie vor bei der Schätzung 
des Produktionspotentials einen kapitalorientierten An­
satz, d. h. er stellt, etwa im Unterschied zur Bundes­
bank®, lediglich auf die (Voll-)Beschäftigung der Sachka-

 ̂ Im Gegensatz zum JG 1979/80 (Anhang V D, Tab. 2) hat der SVR die­
ses Mal bei seinen Neuberechnungen nicht den Einfluß der verschiede­
nen Änderungen auf die Größe der ausgewiesenen Impulse dargestellt. 
Zu den methodischen und theoretischen Überlegungen zu Budgetkon­
zepten vgl. u. a. H.-B. L e i b i n g e r : Fiskalpolitik unter veränderten 
Rahmenbedingungen, Berlin 1985, insbesondere S. 204 ff.; R. L e n k :  
Zur Schätzung und Beurteilung konjunktureller W irkungen öffentlicher 
Haushalte, in: Schriftenreihe des Ifo-Instituts für W irtschaftsforschung, 
Nr. 100, Berlin-München 1979; SVR: JG 1982/83,Tz. 182 ff.;Th. T  h o r -  
m a h l e n :  Methodische Ansätze und Aussagefähigkeit von Budget­
konzepten, in: W irtschaftsw issenschaftliches Studium (WiSt), H. 6 , 
1977, s. 263-271.

® Die Bundesbank erm ittelt das gesamtwirtschaftliche Produktionspo­
tential auf der Basis einer Produktionsfunktion vom Cobb-Douglas-Typ, 
in die zusätzlich zu Arbeit und Kapital, unter Berücksichtigung des tech­
nischen Fortschritts, noch der Faktor Energie aufgenommen wird. Vgl. 
Deutsche Bundesbank, Monatsberichte Nr. 10,1981, S. 32 ff.

 ̂ Vgl. zu den folgenden Ausführungen JG 1986/87, Anhang IV A undTz. 
78 ff.

pazitäten, nicht aber auf die des Faktors Arbeit ab (Ar­
beitslosenquote 1986:9 %). Berechnet wird das Produk­
tionspotential eines Jahres grundsätzlich als Produkt 
aus dem jahresdurchschnittlichen Bruttoanlagevermö­
gen und der potentiellen Kapitalproduktivität desselben 
Jahres.

Unterschiede zum alten Schätzansatz ergeben sich 
zum einen bei der Abgrenzung des Sektors Unterneh­
men, zum anderen bei der Festlegung des Stützzeit­
raums für die Ermittlung der trendmäßigen Kapitalpro­
duktivität, die letztlich auch für die Schätzung der poten­
tiellen Kapitalproduktivität entscheidend ist^.

Während sich das alte Potentialkonzept auf den Un­
ternehmensbereich ohne Wohnungsvermietung bezog 
und die Schätzwerte mit der tatsächlichen Bruttowert­
schöpfung der anderen Sektoren (sowie der nicht ab­
zugsfähigen Umsatzsteuer und den Einfuhrabgaben) 
zum gesamtwirtschaftlichen Produktionspotential er­
gänzte, schließt das neue Potentialkonzept bei der Ab­
grenzung des Unternehmensektors auch die Landwirt­
schaftaus, bezieht sich also nur noch auf den Bereich 
der gewerblichen Wirtschaft. Gegen diese methodische 
Änderung ist kaum etwas einzuwenden, und sie dürfte 
die Schätzergebnisse auch nicht allzu stark nach oben 
beeinflussen.

Entscheidender ist die Neufestsetzung der Stützpe­
riode für die Ermittlung der Kapitalproduktivität. In sei­
nem neuen Jahresgutachten gesteht der SVR ein, daß 
nach seinem bisherigen Potentialkonzept konjunktu­
relle Bewegungen nicht ausgeschaltet wurden, sondern 
sich in Schwankungen der geschätzten Trendwerte nie­
derschlugen. Ursächlich dafür sei, daß die trendmäßige 
Kapitalproduktivität für das jeweilige aktuelle Jahr mit 
der Abnahmerate fortgeschrieben wurde, die aus dem 
Trend der jeweils letzten zehn Jahre ermittelt wurde, ein 
Zeitraum, der zwei volle Zyklen umfassen sollte. Da der 
Stützzeitraum von zehn Jahren jedoch nur selten auf 
zwei Zyklen gepaßt hat, wird im neuen Schätzverfahren 
der zur Berechnung verwendete Stützzeitraum so abge­
grenzt, daß er abgeschlossene Konjunkturzyklen um­
faßt. Zudem wird, um der Abflachung des trendmäßigen 
Rückgangs der Kapitalproduktivität Rechnung zu tra­
gen, mit zwei verschiedenen Stützperioden, d. h. mit ei­
ner „geknickten“ Schätzfunktion gearbeitet: Als Basis 
und erster Stützzeitraum wird die Periode 1963 bis 1975 
verwendet; für alle Jahre nach 1975 werden die Verän­
derungsraten der potentiellen Kapitalproduktivität mit 
derTrendrate des zweiten Stützzeitraums 1975 bis 1982 
fortgeschrieben.

Im Ergebnis führt die revidierte Potentialschätzung 
dazu, daß ab 1976 das Potentialwachstum -  außer in ei­
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nem Jahr -  stets über dem alten Ansatz liegt. Obwohl 
die Ergebnisse insbesondere angesichts der Ausbrei­
tung der Mikroelektronik und verstärkter Wanderungen 
von Arbeitskräften von kapitalintensiveren zu weniger 
kapitalintensiveren Sektoren und Branchen plausibler 
erscheinen als bisher (und zudem auch näher an den 
Schätzergebnissen anderer Institutionen liegen®), darf 
doch nicht vergessen werden, daß eine problemlose 
und eindeutige Berechnung des Produktionspotentials 
nicht möglich ist.

Zur Heraufsetzung des Produktionspotentials ab 
1978 mag den SVR möglicherweise die Sorge veranlaßt 
haben, die maximale Vollauslastung könnte bei unver­
änderter alter Potentialberechnung bereits im Jahre 
1987 erreicht oder überschritten werden®.

Werden beim neuen Konzept III das alte Potential und 
der normale Auslastungsgrad mit 97,25 % zugrunde ge­
legt, ergeben sich beispielsweise für 1986 expansive Im­
pulse von rund 8 Mrd. DM statt der im JG 1986/87 ausge­
wiesenen 6 Mrd. DM.

Normaler Auslastungsgrad

Eine weitere konzeptionelle Änderung des SVR be­
trifft die Bestimmung des Produktionspotentials bei 
„Normalauslastung“ . Der Berechnung wird nun der 
langjährige Durchschnitt der Auslastung der Sachanla­
gen von 96,5% in den Jahren 1963 bis 1985 zugrunde 
gelegt'“ . Bislang hatte der Rat den normalen Ausla­
stungsgrad auf 97,25 % festgesetzt; er wurde im Jahre 
1975 als „langjähriger Durchschnitt“ ermittelt". An die­
sem Normalwert hielt der SVR auch in den Folgejahren 
fest, obwohl sich nach und nach ein immer geringerer 
Durchschnittswert eingestellt hatte’ .̂ Insofern war der 
bisher gültige normale Auslastungsgrad von 97,25% 
schon längst zur Norm geworden'®. Für das Festhalten

® Vgl. auch BMWi-Tagesnachrichten vom 20. Dezember 1983, S. 2, so­
w ie Deutsche Bundesbank, Monatsberichte, Nr. 10,1981, S. 34.

 ̂ Nach der bisherigen Berechnungsmethode war der Auslastungsgrad 
in den letzten dreiJahren stets sehr stark angestiegen und errreichte im 
Jahre 1986 bereits 9 8 ,5 % ;vgl. JG 1986/87, Anhang IVA,Tabelle.

“  Vgl. hierzu JG 1986/87, Anhang IVA.

"  Vgl. JG 1975/76, Anhang V

“  So lag z. B. im Jahre 1981 der seit 1963 durchschnittlich realisierte 
Auslastungsgrad lediglich bei 96 ,0% . Dieser Durchschnitt wurde erst 
durch die im Anschluß an die revidierten Ergebnisse der Volkswirtschaft­
lichen Gesamtrechnungen erfolgten Anpassung des Produktionspo­
tentials (im JG 1982/83) w ieder schlagartig um einen vollen Prozent­
punkt angehoben und gelangte damit wenigstens noch einmal in die 
Nähe des „norm alen" Wertes von 97,25% . (Eigene Berechnungen 
nach Zahlenangaben im JG 1982/83, Anhang V A.)

Vgl. hierzu auch M. F e l d s i e p e r :  Staatsverschuldung: Konsoli­
dierung und strukturelles Defizit, in: Finanzarchiv, Bd. 42,1984, S. 20 ff., 
hier insbesondere S. 29 ff.

Vgl. zu den folgenden Ausführungen JG 1986/87, Tz. 142, JG 1982/ 
83, Tz. 182 ff. sowie JG 1979/1980, Tz. 228 ff.

an dieser Norm spricht, daß es aus beschäftigungspoliti­
scher Sicht sinnvoll erscheint, die Normal- und Maximal­
auslastung nicht zu weit auseinanderdriften zu lassen.

Was aber hat den SVR gerade zum jetzigen Zeitpunkt 
bewogen, von dieser Norm abzuweichen und auf einen 
empirischen Wert zurückzukehren? Unverständlich ist 
in jedem Falle, warum der Rat bei seiner Berechnung 
der Normalauslastung als Bezugsperiode nicht densel­
ben Stützzeitraum wie bei der Potentialschätzung, also 
die Jahre 1963 bis 1982, gewählt hat. Durch diese we­
sentlich überzeugendere Anbindung an das Konzept 
hätte der normale Auslastungsgrad immerhin einen 
Wert von über 96,8 % angenommen.

Was aber hat nunmehr unter Zugrundelegung der 
neuen Potentialschätzung allein die Festlegung des ge­
ringeren normalen Auslastungsgrades von 96,5% für 
die Neuberechnung des konjunkturneutralen Haushalts 
zur Folge? Sie hat zur Folge, daß zum Beispiel bei un­
verändertem Auslastungsgrad von 97,25% im Jahre 
1986 die auslastungsbedingten Steuermindereinnah­
men höher, die potentialorientierte Kreditaufnahme ge­
ringer und per saldo die im JG 1986/87 mit 6 Mrd. ausge­
wiesenen Impulsen nahezu unverändert ausfallen wür­
den. Gleichzeitig ist mit der Herabsetzung der Normal­
auslastung der konjunkturbedingte Teil des Finanzie- 
rungsdefizites heruntergedrückt worden. Bei unverän­
dertem Normalauslastungsgrad hätte zudem 1985 die 
konjunkturelle Unterauslastung der gesamtwirtschaftli­
chen Produktionskapazität nicht bei gut einem Punkt, 
sondern schon bei fast zwei Prozentpunkten gelegen. 
Das wäre mit einem konjunkturellen Normaljahr noch 
schwerer als ohnehin vereinbar gewesen.

Wahl des Basisjahres

Das Problem der Wahl einer geeigneten Referenzpe­
riode, an der das Budget gemessen und fortgeschrie­
ben wird, hat der SVR zuletzt im JG 1982/83 eingehen­
der diskutiert'“'. Die Mehrheit des Rates vertrat unter Be­
zugnahme auf das JG 1979/80 die Auffassung, für empi­
rische Analysen seien Strukturquoten möglichst gegen­
wartsnaher Perioden mit einigermaßen „spannungs­
freier gesamtwirtschaftlicher Entwicklung“ als Basis zu 
wählen. Denn der wirtschaftliche Zustand der Referenz­
periode wird gleichsam als erstrebens- und erhaltens­
wert in die Zukunft projiziert. Das Messen von Haus­
haltsgrößen an einem mittelfristigen Bezugsrahmen ist 
für den SVR zugleich eine „Standortbestimmung der Fi­
nanzpolitik im Wirtschaftsprozeß“ .

Im jüngsten Gutachten hat sich der SVR für 1985 als 
neues Basisjahr entschieden, weil der Auslastungsgrad 
der Kapazitäten in diesem Jahr nicht weit vom langjähri­
gen Durchschnitt entfernt, dieses Jahr frei von inflatori-
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Tabelle 1
Gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht in 

den Referenzperioden des SVR

Zielindikatoren 1966
Durchsctinitt 
1966 bis 1977 
(ohne 1975)

1985

Reales W irtschafts­
wachstum in % 
Arbeitslose inTsd. 
in % '
Preisentwicklung^ 
in %

Saldo der Leistungs­
bilanz in % des BSP 
Zum Vergleich 
Finanzierungssaldo der 
Gebietskörperschaften 
(VGR) in % des BSP

3,0
161

0,7

3.4

0.1

- 0,8

3.8 
422

1.9

3.9 

1,1

- 1,2

2,5
2304

9,4

2,1

2,1

-1 ,4

’ Arbeitslose in Prozent der abhängigen Erwerbspersonen.
 ̂Preisindex für die private Lebenshaltung.

Q u e l l e n :  Statistisches Bundesamt; JG 1986/87; eigene Berechnun­
gen.

sehen Spannungen war und keine finanzpolitischen 
Entscheidungen wirksam wurden’ .̂

Das Jahr 1985 war nicht frei von gesamtwirtschaftli­
chen Ungleichgewichten, so daß von einer spannungs­
freien gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, wie sie der 
Rat 1982/1983 für eine konjunkturneutrale Basis gefor­
dert hat, nicht die Rede sein kann. Im Jahr 1985 gab es 
bei unterausgelasteten Kapazitäten (Auslastungsgrad 
nach SVR 1985: 95,4 %; zum Vergleich: Rezessions­
jahr 1981: 95,5%) ein nur vergleichsweise moderates 
Wachstum des Bruttosozialproduktes von 2,5%, einen 
enormen außenwirtschaftlichen Leistungsbilanzüber­
schuß von fast 40 Mrd. DM, 2,3 Mill. Arbeitslose und 
eine sich auf das Niveau der 60er Jahre zurückentwik- 
kelnde bereinigte Lohnquote (61,6%). Gemessen an 
den fünf Zielen, die der SVR bei seinen Gutachten in Be­
tracht zu ziehen hat, ist das Jahr 1985 sicherlich keine 
gesamtwirtschaftliche „Idealsituation“ und die schlech­
teste Basis, die der SVR bislang gewählt hat’® (vgl. Ta­
belle 1 ).

Dies gibt der Rat an anderer Stelle auch selbst zu'^, 
als er bei seinem Vergleich zwischen gesamtwirtschaftli­
chen Zielen und Wirklichkeit zu dem Befund kommt, daß 
zwar ein stabiler Geldwert erreicht wurde, aber der hohe 
Überschuß in der Leistungsbilanz nicht in Einklang mit 
der internationalen Arbeitsteilung stehe, die Arbeitslo­
sigkeit trotz Beschäftigungsanstiegs die ärgste Zielver­
fehlung darstelle und sich für das Wirtschaftswachstum 
nicht sagen lasse, ob es das Prädikat stetig und ange­
messen verdiene.

Im übrigen hat der Staat 1985 Wachstums- und vertei­
lungspolitisch bedeutsame Maßnahmen angekündigt 
oder beschlossen, die durchaus konjunkturell wirksam 
waren, auch wenn sie sich noch nicht unmittelbar in den

öffentlichen Haushalten niederschlugen (insbesondere 
Steuersenkungsgesetz 1986/88 mit einem Volumen von 
rund 20 Mrd. DM; Verkürzung der Abschreibungsfristen 
für neue Wirtschaftsgebäude mit einem Fördervolumen 
im Entstehungsjahr von fast 1 Mrd. DM, das in den Fol­
gejahren ansteigt auf über 3'k Mrd. DM jährlich).

Gleichwohl werden künftig die öffentlichen Haushalte 
konzeptimmanent vom SVR von einer Basis fortge­
schrieben, von der sich nicht sagen läßt, ob auf ihrer 
Grundlage die Finanz- und Haushaltspolitik als-versteti- 
gend und fördernd für die wirtschaftliche Entwicklung 
angesehen werden kann. Ob sich daher die Finanzpoli­
tiker die mit dem Konzept verbundene „Standortbestim­
mung“ zu eigen machen, sei an dieser Stelle dahinge­
stellt. Auf jeden Fall wird der SVR das Jahr 1985 zur 
Meßlatte für die jährliche Haushaltspolitik machen und 
dieser dann positive oder negative konjunkturelle Ef­
fekte bescheinigen, die je nach der tatsächlichen kon­
junkturellen Entwicklung entweder als „gute“ oder als 
„schlechte Noten“ an die verantwortlichen Regierungs­
politiker interpretiert werden'®. Es muß gefragt werden, 
ob der SVR damit nicht unter Umständen „Schlen- 
drian“ (-jahr) mit „Schlendrian“ (-jahr) vergleicht.

Erhöhte Normalverschuldung

Die Höhe des konjunkturellen Impulses und damit 
des strukturellen Defizits hängt entscheidend davon ab, 
wie hoch die potentialorientierte Kreditaufnahme (soge­
nannte Normalverschuldung) nach dem Konzept des 
konjunkturneutralen Haushalts bemessen wird. Nach 
Auffassung der Mehrheit des Rates gehen in die Ermitt­
lung der Normalverschuldung wertbezogene Entschei­
dungen ein'^. Dabei gilt es unter verteilungs- und wachs­
tumspolitischen Aspekten zu entscheiden, an welche 
Normalverschuldung des Staates die Wirtschaft ge­
wöhnt werden soll. Die Gewöhnung würde nichts ande­
res bedeuten, als daß die Privaten ihre Ansprüche an 
das Produktionspotential, anders als im Falle von Steuer-

Vgl. JG 1986/87, Tz, 142.

Da die Wahl der Referenzperiode allein ganz wesentlich das Niveau 
der konjunkturellen Effekte bestimmt, stellt sich die Frage, warum der 
Rat keine Sensitivitätsanalyse angestellt hat und z. B. die alte Basispe­
riode dem neuen Basisjahr oder anderen Basisjahren gegenübergestellt 
hat. Als seinerzeit das Basisjahr 1966 gewählt wurde, haben D. B i e h I 
u. a. sowohl 1960 als auch 1964 und 1971 als Normaljahre vorgeschla­
gen und ihre Berechnungen darauf gestützt (vgl. d i e s . :  Measuring 
the Demand Effects of Fiscal Policy, in: H. G i e r s c h  (Hrsg.): Fiscal 
Policy and Demand Management -  Fiskalpolitik und Globalsteuerung, 
Tübingen 1973, S. 223 ff., sowie d i e s . :  Konjunkturelle W irkungen öf­
fentlicher Haushalte, Kieler Studien 146, Tübingen 1978).

”  Vgl. JG 1985/86, Tz. 175 ff. und JG 1986/87, Tz. 188.

Zur „N oten“gebung vgl. G. K r a u s e - J u n k :  Probleme des kon­
junkturneutralen öffentlichen Haushalts, in: W irtschaftsw issenschaftli­
ches Studium (WiSt) 1972, H. 11, S. 487.

”  Vgl. JG 1982/83, Tz. 183 bzw. JG 1981/82, Tz. 251.

“  Vgl. JG 1975/76, Tz. 428.
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Tabelle 2 
Potentialorientierte Kreditaufnahme

(sogenannte Normalverschuldung)

Konzept I’ 
(Basis 1966) 
Konzept II 
(Basiszeit­
raum) 

Konzept III 
(Basis 1985)

Konzept I' 
(Basis 1966) 
Konzept II 
(Basiszeit­
raum)

Konzept III 
(Basis 1985)

1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986

11,8 13,0 14,2 15,2 16,1

- i n  Mrd. D M -  

16,9 18,1 19,5 20,9 22,0 23,3 24,3 25,1 26,4

4,4 5,4 7,6 10,4 13,0 15,8 16,9 18,2 19,5 20,5 21,7 22,7 23,4 24,6

13,1 14,5 15,8 17,0 18,0 18,9 20,2 21,7 23,3 24,5 26,0 27,1 28,0 29,5

1,3 1,3 1,3 1,3

0,5 0,5 0,7 0,9

1,5 1,5 1,5 1,5

-  in % des Produktionspotentials -  
1,3 1,3 1,3 1,3 1,3

1,1

1,5

1,3 1,3 1,3 1,3 1,3

1,2 1,2 1,2 1,2 1,2 1,2 1,2 1,2 1,2

1,5 1,5 1,5 1,5 1,5 1,5 1,5 1,5 1,5

' Mit der Umstellung des auf finanzstatistischen Daten aufbauenden Konzepts I auf die Konzepte II und III, d ieau fV G R -D aten  basieren, sind die An­
gaben ab 1979 vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Datenbasis zu interpretieren.
Q u e l l e n :  Produktionspotential für alle Konzepte: JG 1986/87, Anhang IV D; potentialorientierte Kreditfinanzierungsquoten: Konzept I nach JG 
1978/79; Konzept II nach JG 1979/80 und JG 1985/86; Konzept III nach JG 1986/87; eigene Berechnungen; dabei wurde unterstellt, daß die Quoten 
sich durch das neue Produktionspotential nicht verändern.

erhöhungen, freiwillig zurücknehmen^®. Tatsächlich hat 
der SVR die potentialorientierte Kreditaufnahme jedoch 
absolut und relativ (in % des Produktionspotentials) je 
nach Opportunität bzw. Konstruktionserfordernissen 
seines Konzepts erhöht oder reduziert (vgl. Tabelle 2). 
So gesehen ist es nicht erstaunlich, daß es Politiker und 
Wissenschaftler gibt, die die Normalverschuldung je 
nach eigenen normativen Vorstellungen zwischen 0 und 
2% des Produktionspotentials ansetzen. Offensichtlich 
gibt es einen Spielraum für das, was als Gewöhnung der 
Wirtschaft anzusehen ist (vgl. dazu insbesondere die 
Jahre 1973 bis 1976 und 1983 bis 1986 in Tabelle 2).

Letztlich hat der SVR keine Begründung dafür gege­
ben, warum das Verschuldungsverhalten des Staates in 
den Referenzperioden 1966, später 1966 bis 1977 und 
heute 1985 als normal anzusehen ist. Nach Auffassung 
der Bundesbank dürften „Relationen aus Zeiten, in de­
nen es unter dem Einfluß des Stabilitäts- und Wachs­
tumsgesetzes mehr um die Glättung konjunktureller 
Schwankungen mit Hilfe finanzpolitischer Maßnahmen 
ging und für die Wirtschafts- und Finanzpolitik noch 
nicht das Ziel im Vordergrund stand, die Wachstums­
grundlagen unserer Wirtschaft langfristig zu stärken, 
den Strukturwandel zu fördern und die Konkurrenzfähig­
keit zu sichern,..  inzwischen kaum noch ein geeigneter 
Maßstab sein“^l In diesem Zusammenhang plädiert die 
Bundesbank für eine Rückführung des bislang in kon-

^  Geschäftsbericht der Deutschen Bundesbank für das Jahr 1983, 
S. 24 f.

“  JG 1982/83, Tz. 184.

Vgl. K. S c h m i d t :  M ehr qualitative Konsolidierung und weniger 
Normalverschuldung, in: W IRTSCHAFTSDIENST 64. Jg. (1984), H. 6 , 
S. 274 ff.
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junkturellen Normallagen tolerierten Staatsdefizits. Um 
so unverständlicher ist -  isoliert betrachtet-die Herauf­
setzung der Normalverschuldung beispielsweise für 
das Jahr 1986 um rund 5 Mrd. DM durch den Sachver­
ständigenrat mittels Konzeptänderung.

Unterschiedliche Auffassungen

Das seinerzeitige Ratsmitglied Krupp war denn auch 
in einem Minderheitsgutachten der Auffassung^^, daß 
die Höhe der Normalverschuldung schlecht begründbar 
ist: Wenn es sich um normative Vorgaben handele, solle 
der Rat sie nicht empirisch abzuleiten versuchen, son­
dern schlicht sagen, welchen Prozentsatz des Poten­
tials er als Normalverschuldung für angemessen hält. 
Der einmal gewählte Anteilssatz am Produktionspo­
tential sollte dann unseres Erachtens auch im Zeitablauf 
stabil gehalten werden.

Das ehemalige Ratsmitglied SchmidP, das seiner­
zeit die Mehrheitsmeinung vertrat, spricht sich nunmehr 
angesichts der rückläufigen Bevölkerungsentwicklung 
und der auf künftige Generationen zukommenden Bela­
stungen für eine Zurückführung der Normalverschul­
dung und für einen Ausgleich des damit verbundenen 
Einnahmenausfalls durch solche Steuern aus, die den 
Konsum belasten. Dafür spräche auch, daß auf Dauer 
nur so ein weiterer Anstieg der Zinslastquote verhindert 
werden könnte. Das Bundesfinanzministerium interpre­
tiert in diesem Zusammenhang den Begriff der Normal­
verschuldung ebenfalls einschränkend in der Weise, 
daß nach vielen Jahren einer weit überhöhten Verschul­
dung eine Neuverschuldung angestrebt werden müsse, 
die für einen gewissen Zeitraum unter demjenigen Wert
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liege, den man auf längere Sicht akzeptieren könne^“'; 
denn „eine alte Gewohnheit“ könne inzwischen „eine 
schlechte Gewohnheit“ geworden sein^^.

Schmidt macht allerdings ausdrücklich darauf auf­
merksam, daß es sich bei dem Absenken der Normal­
verschuldung um keinen konjunkturneutralen Vorgang 
handele. Wird eine auf Dauer niedrigere Kreditfinanzie­
rungsquote angestrebt, so schlägt sich dies in der kon­
junkturellen Analyse in mehr oder weniger starken kon- 
traktiven Impulsen nieder. Der SVR ist dann auch der 
Auffassung, daß nur situationsbezogen entschieden 
werden könne, ob eine solche Strategie zugleich eine 
konjunkturgerechte Finanzpolitik seî ®.

Auch unseres Erachtens kann eine angemessene Be­
urteilung der staatlichen Kreditaufnahme nur aufgrund 
einer Analyse ihrer gesamtwirtschaftlichen Wirkungen 
erfolgen. Dazu könnten ökonometrische Modelle heran­
gezogen oder empirische Untersuchungen, z. B. über 
die Finanzierungssalden der Sektoren anhand der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, angestellt 
werden^^.

Sonstige Einnahmen

Bei den sonstigen Einnahmen, die der SVR seit dem 
JG 1979/80 in seine Rechnungen einbezieht, scheinen 
sich auf den ersten Blick keine Änderungen ergeben zu 
haben. Bei näherer Prüfung des den Berechnungen zu­
grunde gelegten Formelapparates zeigt sich jedoch, 
daß neuerdings für die Berechnung der konjunkturellen 
Impulse wieder die Differenz zwischen den Einnahme­
quoten des laufenden Jahres und des Basisjahres (ge­
wichtet mit dem jeweiligen Produktionspotential bei kon­
junkturneutralem Preisniveau) verwendet wird. Im JG 
1983/84 hatte der Rat diesen Teil der Berechnungsfor­
mel so „korrigiert“ , daß das Gleichungssystem seines 
Budgetkonzepts insgesamt widerspruchsfrei ist, d. h. 
die Errechnung der konjunkturellen Impulse auf den bei­
den möglichen Wegen -  über das konjunkturneutrale 
Haushaltsvolumen und den konjunkturneutralen Finan­
zierungssaldo -  führt formelmäßig zum gleichen Ergeb-

Vgl. Bundesministerium der Finanzen: Aufgaben und Ziele einer 
neuen Finanzpolitil<- Grenzen staatlicher Verschuldung, Bonn 1985, S, 
36. Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß die Bundesregierung den Er 
gebnissen, die aus dem SVR-Budgetkonzept erm ittelt werden, skep 
tisch bis ablehnend gegenübersteht. Vgl. die o. a. Broschüre, 8 . 32-38 
sowie BT-Drs, 8/3773 vom 6 .3 .1980 , S. 2; BT-Drs. 8/1691 vom 7 .4 .1978 
8.2.

Vgl. JG 1984/85, Tz. 349.

Vgl. JG 1982/83, Tz. 182.

Vgl. M inderheilsgutachten von H.-J. K r u p p :  JG 1982/83, Tz. 184; 
sowie E. N e u t h i n g e r :  Bestimmungsgründe und gesam twirt­
schaftliche Auswirkungen der staatlichen Kreditfinanzierung in der Bun­
desrepublik Deutschland seit 1974/75, in: lfo -8 tudien, 26. Jg. (1980). 
H. 4, S. 255.

nis. Warum die auch im JG 1985/86 ausgewiesene Be­
rechnungsformel nunmehr „falsch“ (?) sein soll, wird 
vom SVR nicht diskutiert^®.

Durch die Einführung der neuen Basis (1985) zeigt 
sich insbesondere für die sonstigen Einnahmen ein tota­
les „Umkippen“ ihrer Wirkung gegenüber der alten Ba­
sis (1966 bis 1977)^®. Während der erhöhte Deckungs­
beitrag der „Sonstigen Einnahmen“ nach dem Konzept 
II gegenüber dem Konzept I, in dem die „Sonstigen Ein­
nahmen“ überhaupt nicht berücksichtigt waren, über 
alle Jahre hinweg kontraktiv wirkte, zeigen die jetzt nach 
Konzept III durchgehend ausgewiesenen Minderein­
nahmen für sich gesehen eine expansive Wirkung an.

Für das Jahr 1981 beispielsweise bedeutet dies, daß 
von den tatsächlich eingenommenen 64,5 Mrd. DM an 
sonstigen Einnahmen®“ der öffentlichen Haushalte 
nach Konzept II rund 16 Mrd. DM als Mehreinnahmen 
aufgrund eines erhöhten Deckungsbeitrages und nach 
Konzept III rund 5 Mrd. DM als Mindereinnahmen ange­
sehen werden. Da die konjunkturellen Impulse sich 
1981 nach den beiden Konzepten nur um 5V2 Mrd. DM 
unterscheiden (vgl. Tabelle 3), wird der „Swing“ der son­
stigen Einnahmen von 21 Mrd. DM aufgefangen durch 
das Zulassen höherer „neutraler“ Staatsausgaben von 
26V2 Mrd. DM. Anders gewendet bedeutet dies, daß von 
den tatsächlich getätigten Ausgaben von 514 Mrd. DM 
nunmehr nicht nur rund 452, sondern rund 47872 Mrd. 
DM „konjunkturneutral“ ausgegeben werden durften 
und daß das Ausgabeverhalten der öffentlichen Haus­
halte 1981 aus heutiger Sicht als weniger expansiv ein­
gestuft wird als noch vor einem Jahr.

Mit der Festlegung einer gegenwartsnahen Basis er­
gibt sich konzeptimmanent dieser Umkippeffekt. Er ist 
vor dem Hintergrund der finanz- und gesamtwirtschaftli­
chen Entwicklung in der Bundesrepublik zu sehen: die 
Ausgabequote der Gebietskörperschaften ist von 
28,5% im Durchschnitt der Jahre 1966 bis 1977 auf 
29,8% 1985 und die Quote der sonstigen Einnahmen 
im gleichen Zeitraum von 3,1 % auf 4,3 % gestiegen; die 
volkswirtschaftliche Steuerquote von 24,9% 1985 ist in 
dieser Zeit konstant geblieben.

Vgl. die Berechnungsformel im JG 1983/84 Anhang IV D und im Ge­
gensatz dazu die im JG vor 1983/84 und das jetzt vorgelegte JG 1986/87 
Anhang IV D.

”  Der Umkippeffekt wird dokum entiert im JG 1986/87 Anhang IV D, Ta­
belle und JG 1985/86 Anhang V D, Tabelle. Der Umkippeffekt durch den 
(Maßstab-) Konzeptwechsel läßt sich wie folgt verdeutlichen: wird bei 
der Temperaturmessung von der allen bekannten Celsius-Skala auf die 
Fahrenheit-Skala gewechselt, friert Wasser bei + 3 2  Grad; bei Übergang 
auf die Kelvin-Skala liegt der Gefrierpunkt von W asser bei rund +273  
Grad. Was die (Rats-) Ökonomen im Gegensatz zu den Physikern nicht 
liefern, ist die Umrechnungsformel von einem Maßstabskonzept zum an­
deren.

Bundesbankgewinne, die der SVR als anomal hoch bezeichnet, fa l­
len erst ab 1982 an.
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Tabelle 3
Konjunkturelle Impulse und strukturelle Defizite der öffentlichen Haushalte

-  in Mrd. DM -

Konzept III (Methode JG 1986/1987)' Konzept II (Methode JG 1985/1986)^

1981 1985 1986 1987 1981 1985 1986 1987

I. Tatsächlicher Finanzierungssaldo -6 3  -2 6  - 3 1 V2 - 3 6 V2

II. Konjunkturneutraler Finanzierungssaldo -24V2 -2 6  -25V2 -3 0
a) Potentialorientierte Kreditaufnahme

(Normalverschuldung) -23V2 -2 8  -29V2 -30V2
b) Auslastungsbedingte Steuermehr­

einnahmen (+ )  bzw.
-m inde re innahm en(-) - 3  - 3V2 -1  +V2

c) Inflationsbedingte
Steuermehreinnahmen + 2  ■ • •

d) Anomal hohe Gewinnablieferung
der Bundesbank -  + 5V2 + 5

-6 3

-1 9

-1 9 V 2

- IV 2

+2

-2 6

-15

-2 3

+ 2V2

+5V2

- 3 1 '/2 
-12

-2 4

+ 7

+ 5

-36V2

15

-2 5  

+ 10

III. ( I l . - I . )
Konjunktureller Impuls 
(expansiv: + , kontraktiv: - )

IV. Auslastungsbedingte Leistungen 
des Bundes aufgrund von 
Arbeitslosigkeit^

V. Investitionszulage^

+38V2

+ 4  bis 7 + 2

+2

+ 6  + 6V2 +4 4  +11 +19V2 + 2 1 V2

+2
+ V2

+2 + 4 b is 7  + 2  

+2
+ 2 +2 
+  V2

VI. ( I l l . - lV . - V . - l l . c )  
Strukturelles Defizit 29V2bis

32 'k
3 '/2 4 '/2 35 bis 38 7 17 19'/2

JG 1986/87, Tab. 16,22.  ̂Eigene Berechnungen auf der Basis des alten Produktionspotentials; Schätzung 1987: Produktionspotential + 1 ,5 % . 
Werte 1981 entsprechend JG 1981/82, Tz. 249 und des im Anhang abgedruckten Sondergutachtens 1981, Tz. 15; W erte 1985 ff. entsprechend 

Fortschre[bung JG 1985/86^Tz. 130; tatsäcfiliche Bundesleistungen: Zuweisungen an die Bundesanstalt für Arbeit sowie Arbeitslosenhilfe 1981 (Ist):
11,1; 1985 (Ist): 9,2; 1986 (Soll): 9,6; 1987 (Soll): 8,7 Mrd. DM. 
Q u e l l e n :  SVR, verschiedene JG, eigene Berechnungen.

Je zeitnäher die Referenzperiode gelegt wird, desto 
niedriger sind daher die konjunkturellen Impulse (vgl. Ta­
belle 3). Zusammen mit der Neuschätzung des Produk­
tionspotentials ergeben sich nach Konzept III Impulse, 
die 1981 bis 1986 um 5 bis 15 Mrd. DM niedriger liegen 
als nach dem ursprünglichen Konzept II.

Strukturelle Defizite abgebaut?

Der SVR bescheinigt aufgrund seiner Analyse mittels 
des Budgetkonzepts III der Finanzpolitik, daß das struk­
turelle Defizit®' in den öffentlichen Haushalten abgebaut 
und damit die Konsolidierungsaufgabe im Jahre 1985 im 
großen und ganzen gelöst sei. Er vergißt dabei, darauf 
aufmerksam zu machen, daß sich dieses Ergebnis aus­
schließlich als Folge der Änderungen seiner Berech­
nungsmethode ergibt. Leider ist er auch nicht so konse­
quent, das strukturelle Defizit des Jahres 1981 mittels 
der geänderten Methode zu berechnen; denn dann wä­
ren es nicht rund 40 Mrd. DM, wie der Rat schreibt, son­
dern nur rund 30 Mrd. DM (vgl. Tabelle 3). Zieht man das

bisherige Konzept II zur Beurteilung der konjunkturellen 
Wirkungen heran, ergeben sich für 1986 und 1987 struk­
turelle Defizite in der Größenordnung von je rund 20 
Mrd. DM. Gemessen an diesem Konzept II ist es Bund, 
Ländern und Gemeinden nur gelungen, die strukturel­
len Defizite des Jahres 1981 zu halbieren (vgl. Tabelle 
3). Es bestünde also nach wie vor erheblicher Konsoli­
dierungsbedarf.

Dieses rechnerische Ergebnis braucht keinen'Anlaß 
zur Besorgnis zu bieten; hier spiegelt sich letztlich wider, 
daß 1986 die erste Stufe der beschlossenen Steuersen­
kungen in Höhe von rund 10 Mrd. DM in Kraft getreten 
ist. Auch nach Auffassung des SVR ist ein zeitweiliger 
Anstieg von Haushaltsfehlbeträgen unvermeidlich, 
wenn eine Steuerentlastungspolitik betrieben wird, die 
sich an einer mittelfristigen Konzeption zur Ausgaben­
begrenzung orientiert®^.

Das Wegzaubern des strukturellen Defizits mittels Re­
chengang scheint zwar dem Rat die Argumentation für

Vgl. zum Begriff des strukturellen Defizits G. K r a u s e - J u n k ;  
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte, strukturelles Defizit und kon­
junktureller Impuls, in: Finanzarchiv, 1982, Bd. 40, H. 1, S. 1 ff.; d e r s . :  
Zur Relevanz des sogenannten strukturellen Defizits für die Ermittlung 
des Konsolidierungsbedarfs öffentlicher Haushalte, in: Finanzarchiv, 
1983, Bd. 41, H. 1, s. 52 ff.; B. R 0 h w  e r : Strukturelles Defizit und 
Konsolidierungsbedarf, in: Ifo-Studien, 29. Jg. (1983), H. 4, S. 299 ff.;Th. 
T h o r m ä h l e n :  Kritische Anm erkungen zur Berechnung des struk­
turellen Defizits, in: W IRTSCHAFTSDIENST 61. Jg. (1981), H. 8 , 
s. 389 ff.

Vgl. JG 1985/86, Tz. 255. Während der SVR seine mittelfristige fi­
nanzpolitische Strategie während der Konsolidierungsphase am struktu­
rellen Defizit ausrichtete, das anhand seines Budgetkonzepts ermittelt 
wurde, beschreitet er seit 1984 den Weg, finanzpolitische Optionen auf­
zuzeigen (vgl. JG 1986/87, Tz. 143). Es stellt sich die Frage, warum dies 
nicht auch konzepiimmanent hätte am Ausweis eines strukturellen Über­
schusses erfolgen können. Im übrigen wechselt der SVR bei seinen Op­
tionen zwischen finanzstatistischer (vgl. JG 1986/87, Tab. 23) und VGR- 
Abgrenzung (vgl. JG 1985/86, Tab. 30), was dem Leser die Nachvollzieh­
barkeit und Vergleichbarkeit erschwert.
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künftige kraftvolle Steuersenkungen zu erleichtern; an 
der politischen Tatsache aber, daß die Konsolidierung 
der öffentlichen Haushalte realiter und nicht auf dem Pa­
pier kräftig weiter vorangetrieben werden muß, wenn 
sich Spielräume für Steuersenkungen in den 90er Jah­
ren eröffnen sollen, führen die scheinbar exakten Be­
rechnungen des Rates nicht vorbei.

Die Finanzminister von Bund und Ländern sind sich in 
der Finanzplanungsratsitzung vom 21. November 1986 
darin einig gewesen®^, daß das Defizit des öffentlichen 
Haushalts immer noch zu hoch sei. Der Schuldenstand 
und damit die Zinsausgaben würden auch bei einer an­
haltend günstigen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
weiter steigen. Eine Begrenzung des Ausgabenwachs­
tums auf eine Größenordnung von durchschnittlich 3 %, 
und damit deutlich unter dem Zuwachs des Bruttosozial­
produktes, sei weiterhin erforderlich, auch wenn sich für 
einige Länder und Kommunen vorübergehend ein et­
was höheres Ausgabewachstum ergäbe. Hier zeigt 
sich, wie in einem föderativen Staatswesen Wunsch und 
Wirklichkeit auseinanderklaffen.

In der Tat ist die Zuwachsrate der Ausgaben eine der 
Schlüsselgrößen für die Höhe künftiger Steuerentla­
stungen (die zum Teil auch finanziert werden sollen 
durch den Abbau von Steuervergünstigungen und steu­
erlichen Sonderregelungen)^“. Das Bundesfinanzmini­
sterium weist deshalb im Zusammenhang mit seinen 
Modellrechnungen ausdrücklich darauf hin, daß schon 
ein geringfügig höherer Ausgabenpfad als 3% oder

“  Vgl. Pressemitteilung des Finanzplanungsrales vom 21. November 
1986, abgedr. in: BMF-Finanznaciirictiten 37/1986 v  25. November 
1986,

”  Vgl, dazu Informationsdienst des Instituts der deutschen Wirtschaft: 
Steuerreform: Was die Parteien wollen (iwd Nr 47 vom 20. November 
1986); sowie die Vorabmeldungen über den Jahresw irtschaftsbericht 
1987: „Entlastung von 40 Mrd. DM durch Steuerreform notwendig", in: 
General-Anzeiger, Bonn, 16. Dezember 1986.

Vgl. Bundesministerium der Finanzen: Aufgaben und Ziele einer 
neuen Finanzpolitik, a.a.O., S. 40 ff.

eine etwas ungünstigere wirtschaftliche Entwicklung 
das mögliche Steuerentlastungsvolumen erheblich ver­
ringern würden^^.

GIGO-Methode

Zusammenfassend läßt sich festhalten, daß das Bud­
getkonzept des SVR mechanisch jene konjunkturellen 
Impulse und strukturellen Defizite errechnet, die insbe­
sondere mit Vorgabe der Referenzperiode (zuletzt 
1985) in den Rechengang'eingegeben werden. Von ei­
ner gestaltenden Finanz- und Wirtschaftspolitik hängen 
die Ergebnisse nur mittelbar, nämlich über die tatsächli­
chen Ausgaben und Einnahmen, ab.

Das ganze funktioniert nach der GIGO-Methode^®: 
gospel in, gospei out; d. h. (biblische) Wahrheiten über 
die ideale Wirtschaftssituation 1985 rein, ebensolche 
Wahrheiten über die Wirkungen der öffentlichen Haus­
halte raus. Mit anderen Worten: was der wissenschaftli­
che Stab des Rates für methodisch richtig hält, wird auf 
dem Umweg über das Budgetkonzept -  bis auf weiteres 
-  zur ewigen Wahrheit der fünf „Weisen“ .

Verkündet werden die Berechnungen des Rates in ei­
ner logischen und kunstvoll aufgebauten Orthosprache, 
die gewöhnliche Dinge, wie einen Saldo, mit ungewöhn­
lichen Worten bezeichnet^^. Solange die Magie anhält 
(vgl. noch einmal Tabelle 3), halten die interessierten 
Praktiker und die meisten Ökonomen den „Zauber“ für 
die Wirklichkeit, sehen finanzpolitische Zielkonflikte zwi­
schen Haushaltskonsolidierung und Steuersenkungen 
aufgelöst und sind von der wundersamen Wandlung des 
tatsächlichen Budgetdefizits fasziniert; wenn sie die 
SVR-Vorstellung jedoch verlassen, werden sie wieder 
mit der rauhen politischen Wirklichkeit konfrontiert.

Vgl. P. W a t z l a w i c k :  Vom Schlechten des Guten, München 
1986, S. 74; GIGO steht nach Watzlawick auch für: garbage in, garbage  
out.

Vgl. dazu Th. T h o r m ä h I e n : Ein Saldo ist ein Saldo, in: Kredit 
und Kapita l,H . 1,1980, S. 126ff.
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